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(Text von Bedeutung für den EWR)

KOM(2001) 452 endg. � 2001/0177(COD)

(Von der Kommission vorgelegt am 1. August 2001)

DAS EUROP˜ISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROP˜ISCHEN UNION �

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 152 Absatz 4 Buch-
stabe b),

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses,

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen,

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Schutz des Menschen vor Krankheiten und Infektio-
nen, die direkt oder indirekt vom Tier auf den Menschen
übertragen werden können (Zoonosen), ist von höchster
Bedeutung.

(2) Durch Lebensmittel übertragbare Zoonosen können beim
Menschen schwere Krankheitszustände hervorrufen und
der Lebensmittelerzeugung und der Lebensmittelindustrie
große wirtschaftliche Verluste verursachen.

(3) Zoonosen, die nicht über Lebensmittel, sondern durch
Kontakt mit Wild- und Heimtieren übertragen werden,
sind ebenfalls von Belang.

(4) Mit der Richtlinie 92/117/EWG des Rates vom
17. Dezember 1992 über Maßnahmen zum Schutz gegen
bestimmte Zoonosen bzw. ihre Erreger bei Tieren und
Erzeugnissen tierischen Ursprungs zur Verhütung lebens-
mittelbedingter Infektionen und Vergiftungen (1) sollten
Systeme zur Überwachung bestimmter Zoonosen und
zur Salmonellenbekämpfung in Geflügelbeständen einge-
führt werden.

(5) Gemäß der Richtlinie 92/117/EWG mussten die Mitglied-
staaten der Kommission die einzelstaatlichen Maßnahmen
übermitteln, die sie zur Verwirklichung der Ziele dieser
Richtlinie erlassen. Außerdem mussten die Mitgliedstaaten

Pläne zur Salmonellenüberwachung bei Geflügel aufstel-
len. Mit der Richtlinie 97/22/EWG (2) des Rates zur ˜nde-
rung der Richtlinie 92/117/EWG wurde diese Auflage je-
doch ausgesetzt, bis die Überprüfung gemäß Artikel 15a
der Richtlinie 92/117/EWG stattgefunden hat.

(6) Mehrere Mitgliedstaaten haben ihre Pläne zur Salmonel-
lenüberwachung bereits vorgelegt, und die Kommission
hat diese Pläne genehmigt. Darüber hinaus waren alle
Mitgliedstaaten ab dem 1. Januar 1998 verpflichtet, die
Mindestmaßnahmen hinsichtlich Salmonellen gemäß An-
hang III Abschnitt I der Richtlinie 92/117/EWG zu erfüllen
und außerdem zu regeln, welche Maßnahmen zu treffen
sind, um ein Einschleppen von Salmonellen in einen land-
wirtschaftlichen Betrieb zu vermeiden.

(7) Diese Mindestmaßnahmen betrafen gezielt die Über-
wachung und Bekämpfung von Salmonellen in Zucht-
beständen der Art Gallus gallus. Wurden in den entnom-
menen Proben Serotypen von Salmonella enteritidis oder
Salmonella typhimurium festgestellt und bestätigt, so
mussten gemäß der Richtlinie 92/117/EWG besondere
Maßnahmen zur Bekämpfung der Infektion getroffen wer-
den.

(8) Überwachung und Bekämpfung bestimmter sonstiger
Zoonosen in Tierpopulationen sind Gegenstand anderer
Gemeinschaftsvorschriften, insbesondere � in Bezug auf
Rinderbrucellose und Rindertuberkulose � der Richtlinie
64/432/EWG des Rates vom 26. Juni 1964 zur Regelung
viehseuchenrechtlicher Fragen beim innergemeinschaftli-
chen Handelsverkehr mit Rindern und Schweinen (3) und
� in Bezug auf Schaf- und Ziegenbrucellose � der Richt-
linie 91/68/EWG des Rates vom 28. Januar 1991 zur
Regelung tierseuchenrechtlicher Fragen beim innergemein-
schaftlichen Handelsverkehr mit Schafen und Ziegen (4).

(9) Darüber hinaus regelt die Verordnung (EG) Nr. . . ./. . . des
Europäischen Parlaments und des Rates vom . . . [über
Lebensmittelhygiene] bestimmte Aspekte, die zur Ver-
hütung, Bekämpfung und Überwachung von Zoonosen
und Zoonoseerregern erforderlich sind; ferner enthält sie
spezifische Anforderungen an die mikrobiologische Qua-
lität von Lebensmitteln.
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(10) Die Richtlinie 92/117/EWG regelte die Erfassung von Da-
ten über das Vorkommen von Zoonosen und Zoonoseer-
regern in Futtermitteln, beim Tier, in Lebensmitteln und
beim Menschen. Diese Datenerfassung ist zwar nicht har-
monisiert und gestattet daher keinen Vergleich zwischen
den Mitgliedstaaten, doch bildet sie eine Grundlage für die
Beurteilung der aktuellen Lage in Bezug auf Zoonosen
und Zoonoseerreger in der Gemeinschaft.

(11) Die Ergebnisse dieser Datenerfassung zeigen, dass die
meisten Zoonosen beim Menschen durch ganz bestimmte
Zoonoseerreger, nämlich Salmonella spp. und Campyl-
obacter spp., verursacht werden. Salmonellosefälle, und
zwar insbesondere die auf Salmonella enteritidis und Sal-
monella typhimurium zurückzuführenden, scheinen rück-
läufig zu sein, was den Erfolg der Bekämpfungsmaßnah-
men in der Gemeinschaft widerspiegelt. Dennoch wird
davon ausgegangen, dass es eine hohe Dunkelziffer gibt
und die erfassten Daten daher nicht unbedingt ein ge-
naues Bild der Situation vermitteln.

(12) In seiner Zoonosen-Stellungnahme vom 12. April 2000
gelangte der Wissenschaftliche Ausschuss für veterinärme-
dizinische Maßnahmen im Zusammenhang mit der öffent-
lichen Gesundheit zu dem Schluss, dass die derzeitigen
Maßnahmen zur Bekämpfung lebensmittelbedingter Zoo-
nosen unzulänglich und die von den Mitgliedstaaten der-
zeit zusammengetragenen epidemiologischen Daten un-
vollständig und nicht ohne weiteres vergleichbar sind.
Vor diesem Hintergrund hat der Ausschuss bessere Über-
wachungsregelungen empfohlen und Optionen für das Ri-
sikomanagement aufgezeigt.

(13) Es ist daher erforderlich, die bestehenden Bekämpfungs-
maßnahmen bezüglich spezifischer Zoonoseerreger zu
verbessern. Gleichzeitig sollen die mit der Richtlinie
92/117/EWG eingeführten Überwachungs- und Daten-
erfassungssysteme durch die entsprechenden Bestimmun-
gen der Verordnung . . ./. . ./EG des Europäischen Par-
laments und des Rates vom . . . [zur Überwachung von
Zoonosen und Zoonoseerregern und zur ˜nderung der
Entscheidung 90/424/EWG des Rates sowie zur Auf-
hebung der Richtlinie 92/117/EWG des Rates] ersetzt wer-
den.

(14) Es sollte der Grundsatz verankert werden, dass die Be-
kämpfungsmaßnahmen die gesamte Lebensmittelherstel-
lungskette vom Erzeuger bis zum Verbraucher umfassen
müssen.

(15) Diese Bekämpfungsmaßnahmen sollten generell gemäß
den Gemeinschaftsvorschriften für Futtermittel, Tier-
gesundheit und Lebensmittelhygiene erfolgen.

(16) Für bestimmte Zoonosen und Zoonoseerreger müssen je-
doch spezifische Bekämpfungsanforderungen festgelegt
werden.

(17) Diese spezifischen Anforderungen sollten an Zielen für die
Reduzierung der Zoonosen- und Erregerprävalenz aus-
gerichtet sein.

(18) Diese Ziele sollten für Zoonosen und Zoonoseerreger in
der Tierpopulation festgelegt werden; zu berücksichtigen
sind dabei insbesondere die Zoonosen- und Erregerinzi-
denz und die epidemiologische Entwicklungstendenz in
der Tier- und Humanpopulation, die Schwere der mensch-
lichen Krankheitsfälle, die potenziellen wirtschaftlichen
Konsequenzen für Gesundheitswesen und Lebensmittel-
unternehmen sowie das Vorhandensein angemessener
Maßnahmen zur Reduzierung der Zoonosen- und Erreger-
prävalenz. Erforderlichenfalls können auch für andere Stu-
fen der Lebensmittelherstellungskette Ziele festgelegt wer-
den.

(19) Um sicherzustellen, dass die Ziele rechtzeitig erreicht wer-
den, sollten die Mitgliedstaaten gezielte Bekämpfungspro-
gramme aufstellen, die von der Gemeinschaft genehmigt
werden sollten.

(20) Für die Lebensmittelsicherheit sollten in erster Linie die
Lebensmittelunternehmen verantwortlich sein. Die Mit-
gliedstaaten sollten daher zur Aufstellung branchenweiter
Bekämpfungsprogramme ermuntern.

(21) Mitgliedstaaten oder Lebensmittelunternehmen wollen
möglicherweise im Rahmen ihrer Bekämpfungspro-
gramme spezifische Bekämpfungsmethoden anwenden.
Bestimmte Methoden können jedoch inakzeptabel sein,
und zwar insbesondere dann, wenn sie die Verwirklichung
des Ziels allgemein behindern und insbesondere die erfor-
derlichen Untersuchungsverfahren beeinträchtigen oder
eine potenzielle Gefahr für die öffentliche Gesundheit dar-
stellen. Daher sollten geeignete Verfahren festgelegt wer-
den, damit die Kommission entscheiden kann, welche Me-
thoden nicht als Teil von Bekämpfungsprogrammen ange-
wandt werden sollten.

(22) Es mag auch gegenwärtige oder künftige Bekämpfungs-
methoden geben, die als solche zwar unter keinerlei Ge-
meinschaftsvorschriften für Produktzulassungen fallen, die
aber dazu beitragen können, die angestrebten Ziele bei der
Prävalenzreduzierung spezifischer Zoonosen oder Zoo-
noseerreger zu erreichen. Die Kommission sollte befugt
sein, die Anwendung solcher Methoden auf Gemein-
schaftsebene zu genehmigen.
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(23) Es muss unbedingt sichergestellt werden, dass zur Wieder-
belegung von Betrieben nur Tiere aus Beständen verwen-
det werden, die nach Maßgabe dieser Verordnung kontrol-
liert worden sind. Ist ein spezifisches Bekämpfungspro-
gramm in Kraft, sollten die Untersuchungsergebnisse
dem Käufer der Tiere mitgeteilt werden. Die einschlägigen
Gemeinschaftsvorschriften für den innergemeinschaftli-
chen Handel mit lebenden Tieren und Bruteiern und für
ihre Einfuhr aus Drittländern sollten um entsprechende
Bestimmungen, insbesondere zum Versand von lebenden
Tieren und Bruteiern, ergänzt werden. Die Richtlinien des
Rates 64/432/EWG vom 26. Juni 1964 zur Regelung
viehseuchenrechtlicher Fragen beim innergemeinschaftli-
chen Handelsverkehr mit Rindern und Schweinen,
72/462/EWG vom 12. Dezember 1972 zur Regelung vieh-
seuchenrechtlicher und gesundheitlicher Fragen bei der
Einfuhr von Rindern, Schafen, Ziegen und Schweinen
und von frischem Fleisch oder Fleischerzeugnissen aus
Drittländern (1) und 90/539/EWG vom 15. Oktober
1990 über die tierseuchenrechtlichen Bedingungen für
den innergemeinschaftlichen Handel mit Geflügel und
Bruteiern und ihre Einfuhr aus Drittländern (2) sollten ent-
sprechend geändert werden.

(24) Was die Salmonellenbekämpfung angeht, so deuten die
verfügbaren Informationen darauf hin, dass Geflügel-
erzeugnisse eine der Hauptquellen für menschliche Salmo-
nellosen sind. Bekämpfungsmaßnahmen sollten daher bei
deren Erzeugung ansetzen, womit die im Rahmen der
Richtlinie 92/117/EWG eingeleiteten Maßnahmen aus-
gedehnt würden. Im Hinblick auf die Erzeugung von Kon-
sumeiern sind spezifische Maßnahmen für die Vermark-
tung von Erzeugnissen aus Beständen zu treffen, deren
Salmonellenfreiheit nicht durch eine Untersuchung bestä-
tigt worden ist. Bei Geflügelfleisch ist anzustreben, dass
nur Geflügelfleisch vermarktet wird, bei dem mit ausrei-
chender Sicherheit davon ausgegangen werden kann, dass
es frei von den betreffenden Salmonellen ist. Den Betrei-
bern von Lebensmittelunternehmen muss eine Übergangs-
frist eingeräumt werden, um sich auf die vorgesehenen
Maßnahmen einzustellen, die insbesondere auf der Grund-
lage einer wissenschaftlichen Risikobewertung angepasst
werden können. Von Drittländern sollten zu gegebener
Zeit gleichwertige Garantien gefordert werden.

(25) Zur Unterstützung und Beratung in Fragen, die in den
Regelungsbereich dieser Verordnung fallen, sollten natio-
nale und gemeinschaftliche Referenzlaboratorien benannt
werden.

(26) Um die einheitliche Anwendung dieser Verordnung zu
gewährleisten, sollten nach Maßgabe der Entscheidung
98/139/EG der Kommission vom 4. Februar 1998 mit
Durchführungsbestimmungen zu den von Sachverständi-
gen der Kommission in den Mitgliedstaaten vor Ort
durchgeführten Kontrollen im Veterinärbereich (3) und
der Entscheidung 98/140/EG der Kommission vom
4. Februar 1998 mit Durchführungsbestimmungen zu

den von Sachverständigen der Kommission in Drittländern
vor Ort durchgeführten Kontrollen im Veterinärbereich (4)
Audits und Kontrollen der Gemeinschaft vorgesehen wer-
den.

(27) Es sollten geeignete Verfahren festgelegt werden, damit
bestimmte Vorschriften dieser Verordnung geändert wer-
den können, um dem wissenschaftlichen und technischen
Fortschritt Rechnung zu tragen, und damit Durchfüh-
rungs- und Übergangsmaßnahmen angenommen werden
können.

(28) Da es sich hierbei um Maßnahmen von allgemeiner Trag-
weite im Sinne des Artikels 2 des Beschlusses
1999/468/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung
der Modalitäten für die Ausübung der der Kommission
übertragenen Durchführungsbefugnisse (5) handelt, sollten
sie nach dem Regelungsverfahren gemäß Artikel 5 dieses
Beschlusses festgelegt werden. Die Kommission sollte von
dem Ausschuss für Lebensmittelsicherheit und Tiergesund-
heit unterstützt werden, der durch die Verordnung (EG)
Nr. . . ./. . . des Europäischen Parlaments und des Rates
vom . . . [zur Festlegung der allgemeinen Grundsätze
und Erfordernisse des Lebensmittelrechts, zur Einrichtung
der Europäischen Lebensmittelbehörde und zur Festlegung
von Verfahren zur Lebensmittelsicherheit] eingesetzt
wurde �

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

KAPITEL I

EINLEITENDE BESTIMMUNGEN

Artikel 1

Gegenstand und Geltungsbereich

(1) Diese Verordnung soll gewährleisten, dass angemessene
und wirksame Maßnahmen zur Bekämpfung der Salmonellen
und anderer Zoonoseerreger getroffen werden, um deren Prä-
valenz zu senken und das damit einhergehende Risiko für die
Verbrauchergesundheit zu reduzieren.

(2) Diese Verordnung regelt

a) die Festlegung von Zielen für die Senkung der Prävalenz
bestimmter Zoonosen in Tierpopulationen, und zwar ins-
besondere im Stadium der Primärproduktion von Tieren,
aber erforderlichenfalls auch auf späteren Stufen der Lebens-
mittelherstellungskette;

b) die Genehmigung spezifischer Bekämpfungsprogramme
durch die Mitgliedstaaten und durch Betreiber von Lebens-
mittelunternehmen;
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c) die Festlegung spezifischer Vorschriften für bestimmte Be-
kämpfungsmethoden, die zur Senkung der Prävalenz be-
stimmter Zoonosen und Zoonoseerreger angewandt werden;

d) die Festlegung von Vorschriften für den innergemeinschaft-
lichen Handel mit bestimmten Tieren und Erzeugnissen tie-
rischen Ursprungs sowie für deren Einfuhr aus Drittländern.

Artikel 2

Definitionen

Für die Zwecke dieser Verordnung gelten folgende Begriffs-
bestimmungen:

1. ÐZoonosen� sind sämtliche Krankheiten und/oder sämtliche
Infektionen, die natürlicherweise direkt oder indirekt vom
Tier auf den Menschen übertragen werden können.

2. ÐZoonoseerreger� sind sämtliche Viren, Bakterien, Pilze, Pa-
rasiten oder alle sonstigen biologischen Einheiten, die Zoo-
nosen verursachen können.

3. ÐLebensmittelunternehmen� ist ein Unternehmen gemäß Ar-
tikel 2 der Verordnung (EG) Nr. . . ./. . . [über Lebensmittel-
hygiene].

4. ÐBetreiber eines Lebensmittelunternehmens� ist die Person,
die dafür verantwortlich ist, dass die Anforderungen dieser
Richtlinie in dem seiner Aufsicht unterstehenden Unterneh-
men erfüllt werden.

5. ÐPrävalenz� ist die Zahl der epidemiologischen Einheiten, die
in einer bestimmten Population innerhalb eines eindeutig
definierten Zeitraums positiv auf eine bestimmte Zoonose
oder einen bestimmten Zoonoseerreger untersucht worden
sind.

6. ÐBestand� ist ein Tier oder eine Gruppe von Tieren im Sinne
des Artikels 2 Absatz 2 Buchstabe a der Richtlinie
64/432/EWG.

7. ÐHerde� ist ein Tier oder eine Gruppe von Tieren im Sinne
des Artikels 2 Absatz 2 Nummer 7 der Richtlinie
90/539/EWG.

8. ÐPrimärproduktion� ist die Produktion gemäß Artikel 2 der
Verordnung (EG) Nr. . . ./. . . [über Lebensmittelhygiene].

Artikel 3

Zuständige Behörden

(1) Jeder Mitgliedstaat benennt seine für die Zwecke dieser
Verordnung zuständige Behörde und unterrichtet die Kommis-
sion hiervon.

(2) Die zuständige Behörde ist insbesondere zuständig

a) für die Aufstellung der Programme gemäß Artikel 5 Absatz
1 und für die etwaige Vorbereitung von ˜nderungen, die

sich insbesondere im Lichte der eingeholten Daten und der
erzielten Ergebnisse als notwendig erweisen;

b) für die Erfassung von Daten zur Bewertung der zur Durch-
führung der in Artikel 5 vorgesehenen nationalen Bekämp-
fungsprogramme eingesetzten Mittel und der dabei erzielten
Ergebnisse sowie für die jährliche Übermittlung dieser Daten
und Ergebnisse, einschließlich der Ergebnisse etwaiger Erhe-
bungen, bis spätestens 31. Mai des folgenden Jahres an die
Kommission und die Europäische Lebensmittelbehörde ge-
mäß Artikel 9 Absatz 1 der Richtlinie . . ./. . ./EG [Richtlinie
zur Überwachung von Zoonosen und Zoonoseerregern und
zur ˜nderung der Entscheidung 90/424/EWG des Rates so-
wie zur Aufhebung der Richtlinie 92/117/EWG des Rates];

c) für die Durchführung regelmäßiger Kontrollen auf dem Ge-
lände der Betreiber eines Lebensmittelunternehmens, um die
Einhaltung dieser Verordnung zu überprüfen.

KAPITEL II

GEMEINSCHAFTSZIELE

Artikel 4

Gemeinschaftsziele zur Senkung der Prävalenz von Zoo-
nosen und Zoonoseerregern

(1) Es werden gemeinschaftliche Ziele zur Senkung der Prä-
valenz der in Anhang I Teil A Spalte 1 genannten Zoonosen
und Zoonoseerregern in den Tierpopulationen gemäß Anhang I
Teil A Spalte 2 festgelegt;

dabei werden berücksichtigt:

a) die Erfahrungen mit den bestehenden nationalen Maßnah-
men;

b) die Informationen, die der Kommission oder der Europäi-
schen Lebensmittelbehörde auf der Grundlage geltender Ge-
meinschaftsvorschriften, insbesondere im Rahmen der Be-
richte gemäß Artikel 9 Absatz 1 der Richtlinie . . ./. . ./EG
[Richtlinie zur Überwachung von Zoonosen und Zoonose-
erregern und zur ˜nderung der Entscheidung 90/424/EWG
des Rates sowie zur Aufhebung der Richtlinie 92/117/EWG
des Rates], übermittelt wurden;

c) die Kriterien gemäß Anhang I Abschnitt B.

Anhang I kann erforderlichenfalls nach dem Verfahren des Ar-
tikels 14 Absatz 2 geändert werden, und es kann entschieden
werden, dass Gemeinschaftsziele für andere Stufen der Lebens-
mittelherstellungskette festzulegen sind.

(2) Die Gemeinschaftsziele enthalten zumindest die Angaben
gemäß Anhang I Abschnitt C.

(3) Die Gemeinschaftsziele werden erstmals vor den jeweili-
gen, in Anhang I Abschnitt A Spalte 4 genannten Daten fest-
gelegt. Die Ziele sowie etwaige ˜nderungen werden nach dem
Verfahren des Artikels 14 Absatz 2 und nach Anhörung der
Europäischen Lebensmittelbehörde festgelegt.
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(4) Unbeschadet der Gemeinschaftsvorschriften in den Berei-
chen Futtermittel, Tiergesundheit und Lebensmittelhygiene er-
folgt die Senkung der Prävalenz der in Anhang I aufgeführten
Zoonosen und Zoonoseerreger gemäß dieser Verordnung und
auf deren Grundlage erlassener Vorschriften.

KAPITEL III

BEK˜MPFUNGSPROGRAMME

Artikel 5

Nationale Bekämpfungsprogramme

(1) Die Mitgliedstaaten stellen für alle in Anhang I genann-
ten Zoonosen und Zoonoseerreger, insbesondere unter Berück-
sichtigung der Gemeinschaftsziele gemäß Artikel 4 und der
geografischen Verteilung der Zoonosen in ihrem Hoheitsgebiet,
nationale Bekämpfungsprogramme auf.

(2) Die nationalen Bekämpfungsprogramme haben eine un-
unterbrochene Laufzeit von mindestens drei Jahren.

(3) Die nationalen Bekämpfungsprogramme erfüllen fol-
gende Anforderungen:

a) Sie enthalten Verfahrensvorschriften für die Feststellung von
Zoonosen und Zoonoseerregern entsprechend den Kriterien
und Mindestvorschriften für Probenahmen gemäß Anhang
II;

b) sie definieren die Zuständigkeiten der Betreiber der betref-
fenden Lebensmittelunternehmen, insbesondere hinsichtlich
ihrer Bekämpfungsprogramme gemäß Artikel 7;

c) sie regeln die Bekämpfungsmaßnahmen nach Feststellung
einer Zoonose oder eines Zoonoseerregers, insbesondere
zum Schutz der öffentlichen Gesundheit, einschließlich der
Durchführung bestimmter Maßnahmen gemäß Anhang II;

d) sie ermöglichen die Bewertung ihrer Fortschritte und ihre
Überprüfung, insbesondere im Lichte der Ergebnisse bei der
Feststellung von Zoonosen und Zoonoseerregern.

(4) Die nationalen Bekämpfungsprogramme betreffen zu-
mindest folgende Stufen der Lebensmittelherstellungskette:

a) die Futtermittelherstellung;

b) die Primärproduktion von Tieren;

c) die Verarbeitung und Herstellung von Lebensmitteln tieri-
schen Ursprungs.

(5) Die nationalen Bekämpfungsprogramme enthalten erfor-
derlichenfalls die Bestimmungen über Untersuchungsmethoden
und Kriterien, auf deren Grundlage die Ergebnisse dieser Unter-
suchungen zu bewerten sind, für die Untersuchung von Tieren
und Bruteiern, die innerhalb des nationalen Hoheitsgebietes
verschickt werden, im Rahmen der amtlichen Kontrollen ge-
mäß Anhang II Abschnitt A Nummer 1.6.

(6) Die Anforderungen und Mindestvorschriften für Pro-
benahmen gemäß Anhang II können nach dem Verfahren des
Artikels 14 Absatz 2 geändert werden.

(7) Innerhalb von sechs Monaten nach Festlegung der Ge-
meinschaftsziele gemäß Artikel 4 übermitteln die Mitgliedstaa-
ten der Kommission ihre nationalen Bekämpfungsprogramme
mit den geplanten Maßnahmen.

Artikel 6

Genehmigung der nationalen Bekämpfungsprogramme

(1) Die Kommission prüft ein nationales Bekämpfungspro-
gramm innerhalb von sechs Monaten nach seiner Vorlage auf
Übereinstimmung mit den einschlägigen Vorschriften und ins-
besondere mit dieser Verordnung. Die Kommission kann einen
Mitgliedstaat auffordern, sein Programm zu ändern oder zu
ergänzen, um es mit diesen Vorschriften in Einklang zu brin-
gen. Nach Feststellung ihrer Übereinstimmung werden die Pro-
gramme nach dem Verfahren des Artikels 14 Absatz 2 von der
Kommission genehmigt.

(2) ˜nderungen eines zuvor gemäß Absatz 1 genehmigten
Programms können nach dem Verfahren des Artikels 14 Absatz
2 genehmigt werden, um veränderten Umständen in einem
Mitgliedstaat � insbesondere im Lichte der Ergebnisse gemäß
Artikel 5 Absatz 3 Buchstabe d � Rechnung zu tragen.

(3) Wenn die Kommission von einem Mitgliedstaat weitere
Informationen angefordert hat, wird die Sechsmonatsfrist ge-
mäß Absatz 1 bis zur Bereitstellung dieser Informationen aus-
gesetzt.

Artikel 7

Bekämpfungsprogramme von Betreibern von
Lebensmittelunternehmen

(1) Die Mitgliedstaaten ermuntern die Betreiber von Lebens-
mittelunternehmen oder die sie vertretenden Organisationen,
welche für die Produktion bestimmter Tiere oder Erzeugnisse
tierischen Ursprungs die volle Verantwortung tragen, zur Auf-
stellung eines oder mehrerer Bekämpfungsprogramme.

Derartige Bekämpfungsprogramme betreffen zumindest die Be-
reiche der Futtermittelherstellung und der Primärproduktion
von Tieren.

(2) Die Betreiber von Lebensmittelunternehmen oder die sie
vertretenden Organisationen legen ihre Bekämpfungspro-
gramme und etwaige ˜nderungen der zuständigen Behörde
des Mitgliedstaats, in dem sie ansässig sind, zur Genehmigung
vor. Erfolgt die Primärproduktion der Tiere in verschiedenen
Mitgliedstaaten, so werden diese Programme für jeden Mitglied-
staat getrennt genehmigt.

(3) Die zuständige Behörde genehmigt die gemäß Absatz 2
vorgelegten Bekämpfungsprogramme nur, wenn sie sich durch
einen Kontrollbesuch vergewissert hat, dass diese Programme
den Mindestanforderungen gemäß Anhang II (soweit diese an-
wendbar sind) und der Zielsetzung des einschlägigen nationalen
Bekämpfungsprogramms genügen.
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(4) Die Mitgliedstaaten führen aktuelle Listen genehmigter
Bekämpfungsprogramme von Betreibern von Lebensmittel-
unternehmen bzw. von sie vertretenden Organisationen.

Diese Listen werden der Kommission auf Antrag zur Verfügung
gestellt.

(5) Die Betreiber von Lebensmittelunternehmen oder die sie
vertretenden Organisationen teilen den zuständigen Behörden
die Ergebnisse ihrer Bekämpfungsprogramme regelmäßig mit.

KAPITEL IV

BEK˜MPFUNGSMETHODEN

Artikel 8

Spezifische Bekämpfungsmethoden

(1) Auf Betreiben der Kommission oder auf Antrag eines
Mitgliedstaats und erforderlichenfalls nach Anhörung der Euro-
päischen Lebensmittelbehörde können nach dem Verfahren des
Artikels 14 Absatz 2

a) Beschlüsse gefasst werden, wonach zur Senkung der Präva-
lenz von Zoonosen und Zoonoseerregern auf Ebene der
Primärproduktion von Tieren und auf anderen Stufen der
Lebensmittelherstellungskette spezifische Bekämpfungs-
methoden angewandt werden können oder sollen;

b) die Anwendungsbedingungen für die Methoden gemäß
Buchstabe a) geregelt werden;

c) detaillierte Regeln für die erforderlichen Dokumente und
Verfahren sowie Mindestanforderungen an die Methoden
gemäß Buchstabe a) festgelegt werden;

d) Beschlüsse gefasst werden, wonach bestimmte Methoden
nicht Teil der Bekämpfungsprogramme sein sollen.

(2) Die Bestimmungen gemäß Absatz 1 Buchstaben a), b)
und c) gelten nicht für Methoden, bei denen Substanzen oder
Techniken verwendet werden, die unter Gemeinschaftsvor-
schriften in den Bereichen Futtermittel, Futtermittelzusatzstoffe
und Tierarzneimittel fallen.

KAPITEL V

HANDEL

Artikel 9

Innergemeinschaftlicher Handel

(1) Spätestens ab den Daten gemäß Anhang I Abschnitt A
Tabellenspalte 5 werden Herkunftsherden und Herkunfts-
bestände der Arten gemäß Spalte 2 vor dem Versand von
lebenden Tieren oder Bruteiern aus dem Herkunftslebensmittel-
unternehmen auf die Zoonosen und Zoonoseerreger gemäß
Spalte 1 untersucht. Datum und Ergebnis dieser Untersuchun-

gen werden in die einschlägigen Gesundheitsbescheinigungen
gemäß der Richtlinie 64/432/EWG oder der Richtlinie
90/539/EWG eingetragen.

(2) Unbeschadet der besonderen Anforderungen an die Sal-
monellenbekämpfung in bestimmten Beständen gemäß Anhang
II kann dem Bestimmungsmitgliedstaat während eines Über-
gangszeitraums nach dem Verfahren des Artikels 14 Absatz 2
die Genehmigung erteilt werden zu verlangen, dass die Unter-
suchungsergebnisse in den einschlägigen Gesundheitsbescheini-
gungen, die Sendungen von Tieren und Bruteiern begleiten,
welche im Versandmitgliedstaat untersucht wurden, dieselben
Kriterien erfüllen, wie sie im Rahmen der gemäß Artikel 5
Absatz 5 aufgestellten nationalen Programme für Sendungen
innerhalb seines eigenen Hoheitsgebietes gelten.

Nach demselben Verfahren kann die Genehmigung widerrufen
werden.

(3) Unbeschadet des Artikels 5 Absatz 6 können nach dem
Verfahren des Artikels 14 Absatz 2 besondere Regeln für die
Festlegung der Kriterien gemäß Artikel 5 Absatz 5 sowie ge-
mäß Absatz 2 dieses Artikels aufgestellt werden.

(4) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für den Versand von
Eiern zur Verpackung oder zur Verarbeitung.

Artikel 10

Einfuhr aus Drittländern

(1) Ab den Daten gemäß Anhang I Abschnitt A Tabellen-
spalte 5 ist die Aufnahme auf eine bzw. das Verbleiben auf
einer der in den Gemeinschaftsvorschriften für die betreffende
Art oder Kategorie vorgesehenen Listen der Drittländer, aus
denen die Mitgliedstaaten unter diese Verordnung fallende Tiere
oder Bruteier einführen dürfen, davon abhängig, dass das be-
treffende Drittland der Kommission ein Programm vorlegt, das
den Programmen gemäß Artikel 5 gleichwertig ist. Aus diesem
Programm müssen sich Einzelheiten der von diesem Land an-
gebotenen Garantien bezüglich der Kontrolle und Bekämpfung
von Zoonosen und Zoonoseerregern ergeben. Diese Garantien
müssen den in dieser Verordnung vorgesehenen Garantien zu-
mindest entsprechen.

(2) Diese Programme werden nach dem Verfahren des Ar-
tikels 14 Absatz 2 genehmigt, sofern die Gleichwertigkeit der
darin vorgesehenen Maßnahmen mit den entsprechenden, in
Gemeinschaftsvorschriften geforderten Maßnahmen objektiv
nachgewiesen ist. Andere Garantien als die in dieser Verord-
nung vorgesehenen Garantien können nach demselben Verfah-
ren zugelassen werden, sofern sie nicht günstiger sind als die
im innergemeinschaftlichen Handel geltenden Garantien.

(3) Für Drittländer, mit denen regelmäßig Handel getrieben
wird, gelten für die Übermittlung und Genehmigung von Pro-
grammen die Fristen gemäß Artikel 5 Absatz 7 und Artikel 6
Absätze 1 und 3. Für andere Drittländer gelten die Fristen
gemäß Artikel 6.
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(4) Herkunftsherden und Herkunftsbestände der Arten ge-
mäß Anhang I Abschnitt A Spalte 2 werden vor der Versen-
dung von lebenden Tieren oder Bruteiern aus Herkunftslebens-
mittelunternehmen auf Zoonosen und Zoonoseerreger gemäß
Spalte 1 untersucht. Datum und Ergebnis der Untersuchung
werden auf den betreffenden Einfuhrbescheinigungen vermerkt,
deren durch gemeinschaftliche Rechtsvorschriften festgelegte
Muster entsprechend zu ändern sind.

(5) Dem Bestimmungsmitgliedstaat kann nach dem Verfah-
ren des Artikels 14 Absatz 2 während eines Übergangszeit-
raums die Genehmigung erteilt werden zu verlangen, dass die
Untersuchungsergebnisse gemäß Absatz 4 dieselben Kriterien
erfüllen, die in seinem gemäß Artikel 5 Absatz 5 aufgestellten
nationalen Programm verlangt werden. Nach dem Verfahren
des Artikels 14 Absatz 2 können diese Genehmigung widerru-
fen und unbeschadet des Artikels 5 Absatz 6 spezifische Be-
stimmungen für diese Kriterien festgelegt werden.

(6) Die Aufnahme auf eine bzw. das Verbleiben auf einer der
in den Gemeinschaftsvorschriften für die betreffende Erzeugnis-
kategorie vorgesehenen Listen der Drittländer, aus denen die
Mitgliedstaaten unter diese Verordnung fallende Erzeugnisse
einführen dürfen, ist davon abhängig, dass das betreffende
Drittland der Kommission Garantien vorlegt, die den in dieser
Verordnung vorgesehenen Garantien gleichwertig sind.

KAPITEL VI

LABORATORIEN

Artikel 11

Referenzlaboratorien

(1) Nach dem Verfahren des Artikels 14 Absatz 2 werden
gemeinschaftliche Referenzlaboratorien für die Analyse und
Untersuchung der Zoonosen und Zoonoseerreger gemäß An-
hang I benannt.

(2) Nach dem Verfahren des Artikels 14 Absatz 2 werden
die Zuständigkeiten und Aufgaben der gemeinschaftlichen Re-
ferenzlaboratorien festgelegt, insbesondere hinsichtlich der Ko-
ordinierung ihrer Tätigkeiten mit denen der nationalen Refe-
renzlaboratorien.

(3) Die Mitgliedstaaten benennen nationale Referenzlabora-
torien für die Zoonosen und Zoonoseerreger gemäß Anhang I.
Namen und Anschriften dieser Laboratorien werden der Kom-
mission mitgeteilt.

(4) Nach dem Verfahren des Artikels 14 Absatz 2 können
bestimmte Zuständigkeiten und Aufgaben der gemeinschaftli-
chen Referenzlaboratorien festgelegt werden, insbesondere hin-
sichtlich der Koordinierung ihrer Tätigkeiten mit denen der
nationalen Referenzlaboratorien.

Artikel 12

Zulassung von Laboratorien, Qualitätsanforderungen und
zugelassene Analysemethoden

(1) Laboratorien, die an den Bekämpfungsprogrammen ge-
mäß den Artikeln 5 und 7 beteiligt sind und in denen Proben

auf Vorliegen der in Anhang I genannten Zoonosen und Zoo-
noseerreger analysiert werden, werden von der zuständigen
Behörde zugelassen.

(2) Spätestens ab dem 1. Januar 2005 gewährleisten die
Mitgliedstaaten, dass die Laboratorien gemäß Absatz 1 Quali-
tätssicherungsnormen anwenden, die den Anforderungen der
Norm EN/ISO 17025 entsprechen.

Die Laboratorien beteiligen sich regelmäßig an den vom natio-
nalen Referenzlabor veranstalteten oder koordinierten Ringprü-
fungen.

(3) Bei der Untersuchung auf Zoonosen und Zoonoseerreger
gemäß Anhang I werden als Referenzmethoden die von inter-
nationalen Normenorganisationen empfohlenen Methoden und
Protokolle angewandt.

Andere Methoden dürfen angewandt werden, wenn sie in Über-
einstimmung mit international anerkannten Bestimmungen va-
lidiert wurden und gleichwertige Ergebnisse liefern wie die ein-
schlägige Referenzmethode.

Erforderlichenfalls können weitere Untersuchungsmethoden
nach dem Verfahren des Artikels 14 Absatz 2 genehmigt wer-
den.

KAPITEL VII

DURCHFÜHRUNG

Artikel 13

˜nderung der Anhänge, Durchführungs- und Übergangs-
vorschriften

Nach dem Verfahren des Artikels 14 Absatz 2 und erforderli-
chenfalls nach Anhörung der Europäischen Lebensmittel-
behörde können die Anhänge, einschließlich der erforderlichen
˜nderungen der einschlägigen Gesundheitsbescheinigungen, ge-
ändert oder geeignete Übergangs- oder Durchführungsmaßnah-
men erlassen werden.

Artikel 14

Ausschuss

(1) Die Kommission wird von dem Ausschuss für Lebens-
mittelsicherheit und Tiergesundheit unterstützt werden, der
durch die Verordnung (EG) Nr. . . ./. . . des Europäischen Par-
laments und des Rates vom . . . [zur Festlegung der allgemeinen
Grundsätze und Erfordernisse des Lebensmittelrechts, zur Ein-
richtung der Europäischen Lebensmittelbehörde und zur Fest-
legung von Verfahren zur Lebensmittelsicherheit] eingesetzt
wurde.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so ist das
Regelungsverfahren nach Artikel 5 des Beschlusses
1999/468/EG unter Beachtung von dessen Artikeln 7 und 8
anzuwenden.
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(3) Die in Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses 1999/468/EG
vorgesehene Frist wird auf drei Monate festgesetzt.

KAPITEL VIII

ALLGEMEINE UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 15

Gemeinschaftskontrollen

Nach Maßgabe der Entscheidungen 98/139/EG und 98/140/EG
führt die Kommission in den Mitgliedstaaten und in Drittlän-
dern Kontrollen vor Ort durch, um sicherzustellen, dass diese
Verordnung und die auf ihrer Grundlage erlassenen Vorschrif-
ten sowie etwaige Schutzmaßnahmen einheitlich angewandt
werden.

Artikel 16

˜nderung der Richtlinie 64/432/EWG

In Artikel 3 Absatz 2 der Richtlinie 64/432/EWG wird folgen-
der Buchstabe f) angefügt:

Ðf) Die Tiere wurden nach Maßgabe der Verordnung (EG)
Nr. . . ./. . . des Europäischen Parlaments und des Rates (*)
[diese Verordnung] kontrolliert.

___________
(*) ABl. L . . .�.

Artikel 17

˜nderung der Richtlinie 72/462/EWG

In Artikel 6 der Richtlinie 72/462/EWG wird folgender Absatz
7 angefügt:

Ð(7) Lebende Tiere müssen aus Drittländern stammen,
deren Bestimmungen zur Bekämpfung von Zoonosen und
Zoonoseerregern den Bestimmungen der Verordnung

. . ./. . ./EG des Europäischen Parlaments und des Rates (*)
[diese Verordnung] gleichwertig sind.

___________
(*) ABl. L . . .�.

Artikel 18

˜nderung der Richtlinie 90/539/EWG

Die Richtlinie 90/539/EWG wird wie folgt geändert:

1. In Artikel 6 Absatz 1 wird folgender Buchstabe d) angefügt:

Ðd) sie sind gemäß der Verordnung . . ./. . ./EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates (*) [diese Verordnung]
kontrolliert worden.

___________
(*) ABl. L . . .�.

2. In Artikel 10 wird folgender Buchstabe e) angefügt:

Ðe) [. . .] ist gemäß der Verordnung . . ./. . ./EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates [diese Verordnung] kon-
trolliert worden�.

3. In Artikel 21 Absatz 2 wird folgender Buchstabe h) ange-
fügt:

Ðh) die Einhaltung der Gemeinschaftsvorschriften zur Be-
kämpfung von Zoonosen und Zoonoseerregern�.

Artikel 19

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 20. Tag nach ihrer Veröffentlichung
im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Sie gilt ab dem 1. Januar 2003.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt
unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.
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ANHANG I

A. Spezifische Zoonosen und Zoonoseerreger, für die gemäß Artikel 4 Gemeinschaftsziele zur Senkung der
Prävalenz festzulegen sind

1. Zoonose/Zoonoseerreger 2. Tierpopulation 3. Stufe der Lebens-
mittelherstellungskette

4. Ziel festzulegen
bis:

5. Untersuchungen
und Handels-

bescheinigungen
verbindlich ab:

Alle Salmonella- Serotypen von Be-
lang für die öffentliche Gesund-
heit (a)

Gallus-gallus-Zucht-
bestände

Primärproduktion 31.12.2003 1.1.2005

Salmonella enteritidis und Salmo-
nella typhimurium

Legehennen Primärproduktion 31.12.2004 1.1.2006

Alle Salmonella- Serotypen von Be-
lang für die öffentliche Gesund-
heit (a)

Masthähnchen Primärproduktion 31.12.2005 1.1.2007

Alle Salmonella Serotypen von Be-
lang für die öffentliche Gesund-
heit (a)

Puten Primärproduktion 31.12.2006 1.1.2008

Alle Salmonella Serotypen von Be-
lang für die öffentliche Gesund-
heit (a)

Schweinezuchtbe-
stände

Primärproduktion 31.12.2006 1.1.2008

(a) Die Serotypen werden bestimmt, wenn das Ziel festgelegt ist.

B. Kriterien für die Festlegung der Zoonosenlisten und der Stufen innerhalb der Lebensmittelherstellungskette
in Abschnitt A

Erforderlichenfalls können Zoonosen bzw. Zoonoseerreger aufgenommen bzw. aus dieser Liste gestrichen werden, oder
es können andere Stufen innerhalb der Lebensmittelherstellungskette festgelegt werden; dabei wird insbesondere Folgen-
des berücksichtigt:

� ihr Vorkommen in der Human- und Tierpopulation sowie in Futter- und Lebensmitteln,

� Schwere der Krankheitsfälle beim Menschen,

� wirtschaftliche Konsequenzen für Gesundheitswesen und Lebensmittelwirtschaft,

� epidemiologische Entwicklungstendenzen in Tier- und Humanpopulationen sowie in Futter- und Lebensmitteln,

� vorgesehene Managementoptionen für die betreffende Zielstufe.

C. Nähere Angaben zu den Zielen

Die Gemeinschaftsziele gemäß Artikel 4 Absatz 1 umfassen zumindest:

1. die Bezifferung

a) des Höchstprozentsatzes epidemiologischer Einheiten, die weiterhin positiv bleiben, und/oder

b) des Mindestprozentsatzes der Verringerung der Zahl positiver epidemiologischer Einheiten;

2. die äußerste Frist für die Verwirklichung des Ziels;

3. die Definition der epidemiologischen Einheiten gemäß Nummer 1;

4. die Festlegung der zur Überprüfung der Zielverwirklichung erforderlichen Untersuchungsverfahren.
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ANHANG II

BEK˜MPFUNG DER ZOONOSEN UND ZOONOSEERREGER GEM˜SS ANHANG I

A. Allgemeine Anforderungen an nationale Bekämpfungsprogramme

Das Bekämpfungsprogramm trägt der Art der Zoonose bzw. des Zoonoserregers und der besonderen Lage des
betreffenden Mitgliedstaats Rechnung und:

a) nennt das Programmziel unter Berücksichtigung der Bedeutung der betreffenden Zoonose;

b) enthält:

1. Angaben allgemeiner Art:

1.1 Vorkommen der betreffenden Zoonose im Mitgliedstaat mit gezielter Angabe der Ergebnisse, die im Rahmen
der Überwachung gemäß Artikel 4 der Richtlinie . . ./. . ./EG des Europäischen Parlaments und des Rates [zur
Überwachung von Zoonosen und Zoonoseerregern und zur ˜nderung der Entscheidung 90/424/EWG des
Rates sowie zur Aufhebung der Richtlinie 92/117/EWG des Rates] erzielt wurden;

1.2 das geografische Programmgebiet,

1.3 die Infrastruktur der jeweils zuständigen Behörden,

1.4 ein Verzeichnis der zugelassenen Laboratorien, wo im Rahmen des Programms genommene Proben analysiert
werden,

1.5 die zur Untersuchung von Zoonoseerregern angewandten Methoden,

1.6 die amtlichen Kontrollen (einschließlich Probenahmeverfahren) auf der Ebene der Futtermittel und der Herde
bzw. des Bestands,

1.7 die amtlichen Kontrollen (einschließlich Probenahmeverfahren) auf anderen Stufen der Lebensmittelherstel-
lungskette und auf der Ebene der Futtermittel,

1.8 die Art der Maßnahmen, die die zuständigen Behörden bei Feststellung von Zoonosen und Zoonoseerregern
bei bestimmten Tieren oder Erzeugnissen insbesondere zum Schutz der öffentlichen Gesundheit festgelegt
haben,

1.9 die einschlägigen nationalen Rechtsvorschriften.

2. Angaben zu den Lebensmittelunternehmen, die unter das Programm fallen:

2.1 die Struktur der Produktion der betreffenden Tierart und der daraus gewonnenen Erzeugnisse,

2.2 die Struktur der Futtermittelproduktion,

2.3 einschlägige Leitlinien für eine gute Tierhaltungspraxis oder andere (verbindliche oder freiwillige) Leitlinien,
die zumindest Folgendes regeln:

� das Hygienemanagement in landwirtschaftlichen Betrieben,

� die Maßnahmen zur Verhütung der Einschleppung von Infektionen über Tiere, Futtermittel, Trinkwasser,
in dem Betrieb tätige Personen,

� die Hygienebedingungen für die Beförderung von Tieren von und zu landwirtschaftlichen Betrieben,

2.4 die routinemäßige tierärztliche Überwachung von landwirtschaftlichen Betrieben,

2.5 die Registrierung von landwirtschaftlichen Betrieben,

2.6 die Buchführung in landwirtschaftlichen Betrieben,

2.7 die Begleitpapiere für Tiersendungen,

2.8 andere wichtige Maßnahmen zur Rückverfolgbarkeit von Tieren;
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c) erfüllt die Mindestanforderungen für die Probenahmen und den Probenumfang gemäß Abschnitt B;

d) erfüllt gegebenenfalls die besonderen Anforderungen gemäß den Abschnitten C bis E.

B. Mindestanforderungen an die Probenahmen

1. Nach Genehmigung des jeweiligen Bekämpfungsprogramms gemäß Artikel 5 müssen die Betreiber von Lebens-
mittelunternehmen auf eigene Kosten folgende Mindestproben nehmen und auf die in Anhang I genannten
Zoonosen und Zoonoseerreger analysieren lassen:

Zoonose/ Zoonoseerreger Tierart Daten
Die Probennahme erstreckt sich

zumindest auf folgende
Produktionsstadien:

Alle Salmonella-Serotypen
von Belang für die öffentliche
Gesundheit (a)

1. Gallus-gallus-
Zuchtbestände

1.1 Aufzuchtbestände a) Futtermittel

b) lebende Tiere i) Eintagsküken
ii) vier Wochen alte Tiere

iii) zwei Wochen vor Über-
gang in die Legephase
oder Legeeinheit

1.2 ausgewachsene Zucht-
bestände

a) Futtermittel

b) lebende Tiere i) alle zwei Wochen wäh-
rend der Legezeit

Salmonella enteritidis und
Salmonella typhimurium

2. Legehennenbestände a) Futtermittel

2.1 Aufzuchtbestände b) lebende Tiere i) Eintagsküken
ii) Junghennen zwei Wo-

chen vor Übergang in
die Legephase oder Lege-
einheit

2.2 Legebestände a) Futtermittel

b) lebende Tiere i) alle neun Wochen wäh-
rend der Legephase

Alle Salmonella-Serotypen
von Belang für die öffentliche
Gesundheit (a)

3. Masthähnchen a) Futtermittel

b) lebende Tiere i) Schlachttiere

c) Schlachttierunter-
suchung

Alle Salmonella-Serotypen
von Belang für die öffentliche
Gesundheit (a)

4. Puten Schlachttierunter-
suchung

i) Schlachttiere

5. Schweine Schlachttierunter-
suchung

i) Schlachttiere

(a) Die Serotypen werden bestimmt, wenn das Ziel festgelegt ist.

2. Die obigen Daten werden durch folgende Angaben ergänzt:

a) Datum und Ort der Probenahme

b) Kennzeichnung der Herde/des Bestands

3. Geimpfte Tiere dürfen immunologisch nur untersucht werden, wenn die Untersuchung durch den Impfstoff
erwiesenermaßen nicht beeinträchtigt wird.
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C. Besondere Anforderungen an Gallus-gallus-Zuchtbestände

Bestätigt sich infolge einer Untersuchung gemäß Abschnitt B Nummer 1 Tabellennummer 1 Salmonella enteritidis
oder Salmonella typhimurium bei Tieren von Gallus-gallus-Zuchtbeständen, so müssen folgende Maßnahmen getrof-
fen werden:

Nicht bebrütete Eier des Bestands müssen gemäß der Verordnung (EG) Nr. . . ./. . . [über Lebensmittelhygiene] ver-
nichtet oder für die Herstellung von Eierzeugnissen oder eine gleichwertige Behandlung bestimmt sein, die die
Tilgung von Salmonella enteritidis bzw. Salmonella typhimurium gewährleistet.

Unbeschadet des Abschnitts E müssen alle Tiere des Bestands � einschließlich der Eintagsküken � geschlachtet oder
vernichtet werden, um das Risiko der Salmonellenausbreitung möglichst gering zu halten. Die Schlachtung muss
gemäß [Anhang II Abschnitt II Kapitel IV Nummer 11] (einschlägige Bestimmungen) der Verordnung (EG) Nr. . . ./. . .
des Europäischen Parlaments und des Rates vom . . . [mit spezifischen Hygienevorschriften für Lebensmittel tierischen
Ursprungs] und gemäß [Anhang II Kapitel III Abschnitt I Nummer 5] (einschlägige Bestimmungen) der Verordnung
(EG) Nr. . . ./. . . des Europäischen Parlaments und des Rates vom . . . [mit Verfahrensvorschriften für die amtliche
Überwachung von Lebensmitteln tierischen Ursprungs] erfolgen.

Wenn sich Bruteier aus Beständen, in denen das Vorkommen von Salmonella enteritidis oder Salmonella typhimu-
rium bestätigt wurde, noch in Brütereien befinden, müssen die Bruteier vernichtet oder als Stoffe der Kategorie 3
gemäß der Verordnung (EG) Nr. . . ./. . . des Europäischen Parlaments und des Rates vom . . . [mit Hygienevorschriften
für nicht für den menschlichen Verzehr bestimmte tierische Nebenprodukte] behandelt werden.

D. Besondere Anforderungen an Legehennenbestände

Ab dem 1. Januar 2008 dürfen für den direkten menschlichen Verbrauch nur Eier (Konsumeier) verwendet werden,
die aus einem Legehennenbestand stammen, der dem Beprobungsplan gemäß Teil B Nummer 1 Tabellennummer 2
unterliegt und in dem keine Verseuchung festgestellt wurde.

Eier, die aus Beständen mit unbekanntem Status stammen, bei denen der Verdacht besteht, dass sie verseucht sind
oder aus verseuchten Beständen stammen, müssen gemäß der Verordnung (EG) Nr. . . ./. . . [über Lebensmittelhygiene]
für die Herstellung von Eierzeugnissen oder eine gleichwertige Behandlung bestimmt sein, die die Tilgung von
Salmonella enteritidis bzw. Salmonella typhimurium gewährleistet.

Unbeschadet des Abschnitts E müssen alle Tiere des Bestands geschlachtet oder vernichtet werden, um das Risiko der
Salmonellenausbreitung möglichst gering zu halten. Die Schlachtung muss gemäß [Anhang II Abschnitt II Kapitel IV
Nummer 11] (einschlägige Bestimmungen) der Verordnung (EG) Nr. . . ./. . . des Europäischen Parlaments und des
Rates vom . . . [mit spezifischen Hygienevorschriften für Lebensmittel tierischen Ursprungs] und gemäß [Anhang II
Kapitel III Abschnitt I Nummer 5] (einschlägige Bestimmungen) der Verordnung (EG) Nr. . . ./. . . des Europäischen
Parlaments und des Rates vom . . . [mit Verfahrensvorschriften für die amtliche Überwachung von Lebensmitteln
tierischen Ursprungs] erfolgen.

E. Besondere Anforderungen an Masthähnchenbestände

Ab dem 1. Januar 2009 gelten für die Vermarktung von frischem Geflügelfleisch folgende Kriterien, sofern es nicht
gemäß der Verordnung (EG) Nr. . . ./. . . [über Lebensmittelhygiene] für eine industrielle Wärme- oder eine sonstige
Behandlung bestimmt ist, mit der sich die Salmonellen tilgen lassen:

ÐSalmonellen: in 25 Gramm nicht vorhanden�.

Diese Anforderungen können nach Anhörung des zuständigen Wissenschaftlichen Ausschusses gemäß dem Verfahren
des Artikels 14 Absatz 2 geändert werden.
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